
 

 

Tarifbeschäftigte haben einen Anspruch auf Bildungsurlaub nach dem 

Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz (AWbG).  

 

 

 

§ 1  AWbG vom 6. November 1984 

„Grundsätze 

(1) Arbeitnehmerweiterbildung erfolgt über die Freistellung von der Arbeit zum Zwecke der 

beruflichen und politischen Weiterbildung in anerkannten Bildungsveranstaltungen bei Fortzahlung 

des Arbeitsentgelts. 

(2) Arbeitnehmerweiterbildung dient der beruflichen und der politischen Weiterbildung sowie deren 

Verbindung. 

(3) Berufliche Arbeitnehmerweiterbildung fördert die berufsbezogene Handlungskompetenz der 

Beschäftigten und verbessert deren berufliche Mobilität. Sie ist nicht auf die bisher ausgeübte 

Tätigkeit beschränkt. Bildungsinhalte, die sich nicht unmittelbar auf eine ausgeübte berufliche 

Tätigkeit beziehen, sind eingeschlossen, wenn sie in der beruflichen Tätigkeit zumindest zu einem 

mittelbar wirkenden Vorteil des Arbeitgebers verwendet werden können.  

(4) Politische Arbeitnehmerweiterbildung verbessert das Verständnis der Beschäftigten für 

gesellschaftliche, soziale und politische Zusammenhänge und fördert damit die in einem 

demokratischen Gemeinwesen anzustrebende Mitsprache und Mitverantwortung in Staat, 

Gesellschaft und Beruf.“ 

 

Anspruchsberechtigte 
 

„Anspruchsberechtigt nach diesem Gesetz sind Arbeiter und Angestellte, deren 

Beschäftigungsverhältnisse ihren Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen haben….“  (§ 2 AWbG). 

Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellte), also auch angestellte Lehrer und Lehrerinnen, haben  

Anspruch auf Arbeitnehmerweiterbildung von 5 Arbeitstagen im Kalenderjahr, sofern ihr 

Arbeitsschwerpunkt in NRW liegt (AWbG § 2) .   

 

Achtung: Wird regelmäßig an mehr oder weniger als fünf Tagen in der Woche gearbeitet, so erhöht 

oder verringert sich der Anspruch entsprechend. (AWbG, §3 (1))  

 

Der Anspruch von zwei Kalenderjahren kann auch zusammengefasst werden.  

Dem Arbeitgeber ist die zusammengefasste Inanspruchnahme für das folgende Kalenderjahr bereits 

im laufender Kalenderjahr schriftlich mitzuteilen (Antrag auf Übertragung).  

 

Die Freistellung von der Arbeit zum Zwecke der Arbeitnehmerweiterbildung erfolgt unter 

Fortzahlung der Vergütung.  

 

  



 

 

 

Verbindliches Antragsverfahren 

„(1) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die Inanspruchnahme und den Zeitraum der 

Arbeitnehmerweiterbildung so frühzeitig wie möglich, mindestens sechs Wochen vor Beginn der 

Bildungsveranstaltung schriftlich mitzuteilen. Der Mitteilung sind die Unterlagen über die 

Bildungsveranstaltung beizufügen; dazu gehören der Nachweis über die Anerkennung der 

Bildungsveranstaltung sowie das Programm, aus dem sich die Zielgruppe, Lernziele und 

Lerninhalte sowie der zeitliche Ablauf der Veranstaltung ergeben 

(2) Der Arbeitgeber darf die Arbeitnehmerweiterbildung zu dem vom Arbeitnehmer mitgeteilten 

Zeitpunkt nur ablehnen, wenn zwingende betriebliche oder dienstliche Belange entgegenstehen. 

 

(3) Verweigert der Arbeitgeber die Freistellung, so hat er dies unter Angabe der Gründe dem 

Arbeitnehmer innerhalb von drei Wochen nach dessen Mitteilung schriftlich mitzuteilen. Teilt der 

Arbeitgeber die Verweigerung der Freistellung nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe der 

Gründe schriftlich mit, so gilt die Freistellung als erteilt. 

 

(4) Verweigert der Arbeitgeber die Freistellung aus anderen Gründen als aus denen des Absatzes 2, 

so kann der Arbeitnehmer ihm binnen einer Woche seit Mitteilung der Verweigerung schriftlich 

mitteilen, er werde gleichwohl an der Bildungsveranstaltung teilnehmen; in diesem Fall darf er an 

der Veranstaltung auch ohne Freistellung teilnehmen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitgeber eine 

gerichtliche Entscheidung erwirkt, die der Teilnahme an der Veranstaltung entgegensteht.  

 

(5) Arbeitnehmerweiterbildung kann nur für anerkannte Bildungsveranstaltungen in Anspruch 

genommen werden, die in der Regel an mindestens fünf, in Ausnahmefällen an mindestens drei 

aufeinanderfolgenden Tagen stattfinden. 

 

Aktuelles:  

Wegen der Corona-Pandemie sind in NRW bis Ende 2021 

auch Online-Bildungsurlaube möglich.  

Das NRW-Parlament hat eine - zeitlich befristete - Ergänzung des AwbG (Bildungsurlaubsgesetz) 

verabschiedet: 

„In der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 31. Dezember 2021 können die Bildungsveranstaltungen 

auch digital angeboten werden, sofern die Angebote nachweislich einen entsprechenden Zeitrahmen 

umfassen.“ AWbG § 9 (1) 


